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Tierseuchenbehördliche Allgemeinverfügung  
zum Schutz gegen die aviäre Influenza (Geflügelpest) 

(6/2017) 
 
 
Aufgrund §§ 18 und 27 der Geflügelpest-Verordnung werden nachstehende Maßnahmen 
bekannt gegeben und verfügt: 
 
 
In der Stadt Friesoythe, Landkreis Cloppenburg, ist am 26.02.2017 der Ausbruch der hoch-
pathogenen Geflügelpest amtlich festgestellt worden. 
 
Vom Landkreis Cloppenburg wurde um den Seuchenbestand ein Gebiet mit einem Radius 
von mindestens drei Kilometern als Sperrbezirk festgelegt. Außerdem wird um den Sperrbe-
zirk ein Beobachtungsgebiet mit einem Radius von mindestens zehn Kilometer festgelegt. 
Das Beobachtungsgebiet erstreckt sich auf einen Teil der Mitgliedsgemeinde Vrees, Samt-
gemeinde Werlte, im hiesigen Kreisgebiet. Dieser Teil des Anschlussbeobachtungsgebietes 
im Landkreis Emsland ist in dem folgenden Kartenausschnitt dargestellt:  

 
 

 
 
Die genaue Gebietsbeschreibung wird wie folgt beschrieben: 
Vrees: Kreisgrenze – Delschloot – Gehlenberger Weg – Trift – Herzog-Arenberg-Straße – 
Zur Wanderreitstation – Hoher Sand – Bischofsbrücker Weg –  Zum Hünengrab – Kreisgren-
ze 
 
 
Die sofortige Vollziehung dieser Maßnahmen wird angeordnet. 
 
Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 



Begründung: 
Ist die Geflügelpest in einem Betrieb amtlich festgestellt, so legt die zuständige Behörde ein 
Gebiet um den Seuchenbetrieb mit einen Radius von mindestens drei Kilometern als Sperr-
bezirk fest. Darüber hinaus legt die zuständige Behörde um den Seuchenbetrieb umgeben-
den Sperrbezirk ein Beobachtungsgebiet fest. Der Radius von Sperrbezirk und Beobach-
tungsgebiet zusammen beträgt mindestens zehn Kilometer. 
 
Bei der Festlegung der Restriktionsgebiete habe ich die Ergebnisse durchgeführter epide-
miologischer Untersuchungen, Strukturen des Handels und der örtlichen Klauentierhaltun-
gen, das Vorhandensein von Schlachtstätten sowie natürliche Grenzen und Überwachungs-
möglichkeiten zu berücksichtigen. Bei der Festlegung des Sperrbezirkes wurde zusätzlich 
das Vorhandensein von Verarbeitungsbetrieben für Material der Kategorie 1 oder 2 nach 
Artikel 8 oder 9 der Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 in die Entscheidung einbezogen.   
 
Auf Grundlage der §§ 41 Abs. 4 Satz 4, 43 Abs. 1 VwVfG kann als Zeitpunkt der Bekanntga-
be und damit des Inkrafttretens einer Allgemeinverfügung der Tag, der auf die Bekanntma-
chung folgt, festgelegt werden. Von dieser Möglichkeit habe ich zur Verhütung der Weiter-
verbreitung der Geflügelpest Gebrauch gemacht.  
 

 
Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
Gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO kann die sofortige Vollziehung im besonderen öffentlichen 
Interesse angeordnet werden. Diese Voraussetzung liegt hier vor, da die Ausbreitung der 
Geflügelpest und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch wirtschaftlichen Folgen 
sofort unterbunden werden muss.  
 
Die Maßnahme dient dem Schutz sehr hoher Rechtsgüter. Die Gefahr der Weiterverbreitung 
der Seuche und der damit verbundene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschätzen als 
persönliche Interessen an der aufschiebenden Wirkung als Folge eines eingelegten Rechts-
behelfs. 
 
 
Rechtsbehelfbelehrung: 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim Verwal-
tungsgericht Osnabrück, Hakenstr. 15, 49074 Osnabrück, erhoben werden. Die Erhebung 
hat schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erfolgen. 
Die Klage kann auch mit qualifizierter elektronischer Signatur durch Zuleitung über das Elekt-
ronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge wäre gegen den Landkreis Emsland zu richten. 
 
Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung gemäß § 80 Abs. 
5 VwGO ganz oder teilweise wieder herstellen. 
 
Meppen, 27.02.2017 
 
 
In Vertretung 
 
 
Burgdorf 
 
 
Rechtsgrundlagen: 
 

• Verordnung zum Schutz gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung)  
• Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO)  
• Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische 

Nebenprodukte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (Verordnung über tierische Nebenprodukte) 
• Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 
 
in der jeweils gültigen Fassung 
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